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die meisten physischen Finanzämter arbeiten derzeit an einer vorgaben-
getreuen Umsetzung der neuen Organisationsstruktur „FA 201 0“. Schon

jetzt ist aber erkennbar, dass diese neue Arbeitsform bei vielen Beschäf-
tigten - neben der Fallzahlsteigerung und der zunehmenden Komplexität

der Steuergesetze - einen nicht zu unterschätzenden Stressfaktor dar-
stel lt. Neue Arbeitsabläufe müssen erlernt und neues Fachwissen muss

sich angeeignet werden. Zeitgleich muss eigenes Fachwissen und die

Kenntnisse über Arbeitsabläufe im eigenen Bereich weitergegeben wer-
den. Beides leisten zu wollen, verdient höchste Anerkennung, die die Be-
schäftigten von der Oberbehörde jedoch nicht erhalten. Ganz im Gegenteil : diese Leistung

ignorierend, werden die Vorgaben im Rahmen der Zielvereinbarungen für die Finanzämter oftmals

gar noch erhöht. Nicht al les was die Oberbehörde so an Unsinn anstel lt ist mit den Worten ent-
schuldbar: „Herr, vergib Ihnen, denn Sie wissen nicht, was Sie tun!“

Von der Oberbehörde kann verlangt werden, dass sie auf Gewerkschaften und Personalräte hört,

dass sie erkennt, dass die Ursache für die seit einiger Zeit ständig steigende Krankenquote mit der

neuen Organisationsstruktur in engem Zusammenhang steht. BEM-Gespräche machen keinen

Sinn, wenn die Ursachen zwar erkannt, wegen der hartnäckigen Verweigerungshaltung der Se-
natsverwaltung für Finanzen, aber keine Veränderung erfahren. Selbst die Bereitschaft sich mit der

Eventual ität eines möglichen Zusammenhangs zwischen Krankenquote und Organisationsstruktur

auseinander zusetzen, lässt die Oberbehörde vermissen. So wurde schon im letzten Jahr eine

kleine Anfrage im Abgeordnetenhaus lapidar mit dem Satz beantwortet: „Ein Zusammenhang zwi-
schen Krankenquote und Organisationsform ist nicht erkennbar!“

Unternehmen in der Wirtschaft – mit denen man sich ja so gerne vergleichen möchte – würden ei-
ne Arbeitsgruppe oder einen Ausschuss mit der Untersuchung dieses Phänomens beauftragen. In

der Finanzverwaltung undenkbar. Gegebenenfal ls könnten diese Untersuchungen ja zu dem uner-
wünschten Ergebnis führen, dass ein Zusammenhang besteht und damit die Senatsverwaltung für

Finanzen mit der Einführung dieser Organisationsform eine Fehlentscheidung getroffen hat. Ver-
hinderbar wäre so etwas, wenn Pilotprojekte tatsächlich ergebnisoffen betrieben worden wären

und nicht nur zum Schein. Nicht jede Neuerung, die die Senatsverwaltung für Finanzen einführen

möchte, ist in der Praxis umsetzbar und nicht jede Organisationsveränderung ist besser als die be-
reits bestehende Organisationsform. Auch eine ergebnisoffene Evaluierung wird in vielen Fällen

nicht betrieben, um so wenigstens im Nachhinein auch noch eine Veränderung oder gar Aufhe-
bung der evaluierten Maßnahme zu erreichen. So sollte jede Arbeitsgruppe hellhörig werden,

wenn ihr bei Arbeitsaufnahme durch die Senatsverwaltung für Finanzen Ergebnisoffenheit verspro-
chen wird. Eine Arbeitsgruppe ergebnisoffen mit der Prüfung zu betrauen, ob und inwieweit die

Einführung der Organisationsstruktur „FA 201 0“ in den Finanzämtern für Körperschaften sinnvoll

und machbar erscheint, ist ohne vorherige Evaluierung in den physischen Finanzämtern eine

Farce.

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft wird weiterhin dafür eintreten, dass die für die Beschäftigten

sinnvollste Organisationsstruktur in den Finanzämtern betrieben wird und . . .

die heißt nicht „FA 201 0“.

Mit kol legialen Grüßen

Ihr
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DetlefDames

Liebe Kolleginnen und Kollegen,





55

DAS STEUER- UND GROLLBLATT
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Am 1 0. Mai 2011 wurden die Tarifverhandlungen zum Thema Zusatzversorgung mit dem Bund,
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) und der Vereinigung der kommunalen Arbeitge-
berverbände (VKA) im Bundesministerium der Finanzen in Berl in fortgesetzt. Zentraler Gegen-
stand der Verhandlungen ist es, die Vorgaben des Bundesgerichtshofs (BGH) bezüglich der
Berechnung der so genannten Startgutschriften für die Beschäftigten rechtssicher umzusetzen.
Bei den Startgutschriften handelt es sich um die Anwartschaften, die den Beschäftigten im
Rahmen der Umstel lung des Systems der Zusatzversorgung vom Gesamtversorgungs- auf das
Punktemodell zum 31 . Dezember 2001 gutgeschrieben wurden. Gewerkschaften und Arbeitge-
ber haben sich nun über mögliche neue Berechnungsgrundlagen für die Startgutschriften ren-
tenferner Jahrgänge ausgetauscht und auf einen Zeitplan für weitere Verhandlungen
verständigt.
In einem Urtei l vom November 2007 hatte der BGH die Berechnung der Startgutschriften für
rentenferne Jahrgänge – also für die Beschäftigten, die zum Umstel lungsstichtag am 31 . De-
zember 2001 noch nicht das 55. Lebensjahr vollendet hatten – für nicht verfassungsgemäß er-
klärt und den Tarifpartnern aufgegeben, eine Neuregelung zu finden. Das Gericht
beanstandete, dass Versicherte mit längeren Ausbildungszeiten die volle Anwartschaft nicht er-
reichen können. Dadurch werden aus Sicht des BGH die Beschäftigten, die später in den Öf-
fentl ichen Dienst eingetreten sind, unangemessen benachtei l igt. Die Tarifvertragsparteien
haben sich nun auf ein Berechnungsmodell geeinigt, das aus Sicht der Gewerkschaften und
der Arbeitgeber geeignet ist, die beanstandeten Ungerechtigkeiten des bestehenden Systems
zu beseitigen.
Grundlage der neuen Berechnungsmethode soll ein Vergleich zwischen der derzeitigen Be-
rechnung der Startgutschrift nach § 1 8 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) und der Berechnung
der unverfal lbaren Anwartschaften nach § 2 BetrAVG sein. Eine maximal mögliche Abweichung
des erreichten Prozentsatzes der Voll-Leistung nach § 1 8 BetrAVG von den unverfal lbaren An-
wartschaften soll vereinbart werden, um den Prozentsatz gegebenenfal ls aufzustocken und so
eine Schlechterstel lung bestimmter Beschäftigtengruppen zu verhindern. Hierzu haben die Ar-
beitgeber bislang noch keine Aussage getroffen. Die Frage der finanziel len Ausgestaltung ist
für die Bewertung des Modells aber von essentiel ler Bedeutung. „Durch diese Methode können
die spezifischen Voraussetzungen der einzelnen Berufskarrieren berücksichtigt und Ungerech-
tigkeiten gezielt beseitigt werden, wenn die finanziel le Ausgestaltung ausreichend ist“, erläuter-
te Sigl inde Hasse, Verhandlungsführerin und Stel lvertretende Vorsitzende der dbb tarifunion.
Die Tarifpartner haben im Vorfeld der Verhandlungen umfangreiche Berechnungen durchge-
führt und die möglichen Folgen der Änderung der Berechnungsgrundlagen bewertet. Für die
Gewerkschaften ist klar, dass die neuen Regelungen den gerichtl ichen Vorgaben standhalten
müssen. Klar ist auch, dass die Veränderungen im Übergangsrecht des Punktemodells keine
finanziel len Belastungen für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit sich bringen dürfen.
Gewerkschaften und Arbeitgeberseite haben sich darauf verständigt, die Tarifverhandlungen
nun zeitnah fortzusetzen. Ein weiterer Verhandlungstermin wurde bereits für den 30. Mai 2011
(nach Redaktionsschluss) vereinbart. Dann sollten die notwendigen Änderungen im Über-
gangsrecht unter Dach und Fach gebracht werden, damit so schnell wie möglich Rechtssicher-
heit für die Beschäftigten hergestel lt ist. Die Gewerkschaften verlangen, in der nächsten
Verhandlungsrunde die für die Herstel lung der Rechtssicherheit erforderl ichen Änderungen der
Tarifverträge herbeizuführen; dies auch im Hinbl ick auf die durch die Rechtsprechung entschie-
denen Themen Mutterschutzzeiten und Lebenspartnerschaften.
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FFRRAAUUEENN UUNNDD MMÄÄNNNNEERR IIMM EEHHRREENNAAMMTT

Am 21 . März 2011 fand unter dem obigen Motto die mittlerweile 8. Frauenpolitische Fachta-
gung der dbb bundesfrauenvertretung statt. Bei der Eröffnung und Begrüßung stellte deren

Vorsitzende Helene Wildfeuer fest, dass das Ehrenamt der „Schmierstoff“ der Gesellschaft

ist. Es sei Ausdruck gelebter Demokratie und könne das unbezahlbare Gefühl der Dankbar-
keit vermitteln. Jede dritte Person im Alter über 1 4 Jahre engagiere sich in Deutschland eh-
renamtlich.

Die Bundesministerin für Famil ie, Senioren, Frauen und Jugend Dr. Kristina Schöder wies in ihrem

Grußwort darauf hin, dass das Bundesfrauenministerium in diesem Jahr seinen 25. Geburtstag fei-
ert. Sie stel lte dar, dass aus ihrer Sicht die Frauen zwischen dem 20. und 34. Lebensjahr eine Rush-
hour des Lebens durchlaufen, in der sie Teilzeit im Beruf, Kinder und Freizeit verstärkt erleben und

erfahren, während die Männer in dieser Phase locker 2 bis 3 Karrieresprünge absolvieren könnten.

Gründe für die Unterrepräsentanz der Frauen in den Führungspositionen sieht sie in der verkruste-
ten Struktur, in dem veralteten Rollenmuster (spätestens mit dem 1 . Kind) und in der Arbeitswelt mit

einer Präsenzstruktur, die nach wie vor famil ienfeindl iche Arbeitszeiten von bis zu 50 Stunden in der

Woche voraussetze. Dies muss sich ändern. Deshalb ist sie für einen Stufenplan mit gesetzl ichen

Vorgaben.

Peter Heesen - Bundesvorsitzender des dbb beamtenbund und tarifunion - betonte, dass das Eh-
renamt eine unentgeltl iche Leistung ist. Das Ehrenamt sei der Kitt der Gesellschaft. Das werde gera-
de mit Bl ick auf Japan dieser Tage deutl ich. Wir sol lten nicht nur in großer Not zusammenstehen.

Unser Anliegen müsse es sein, mehr Menschen in Ehrenämter zu bekommen und nicht, dass die

Gleichen noch mehr Ehrenämter übernehmen. Eintreten für Andere sei die wesentl iche Aufgabe der

Gesellschaft. Ohne Ehrenämter gehe die Gesellschaft verloren.

Dr. Thomas Gensicke von TNS Infratest Sozialforschung München hielt einen Vortrag über „Frauen

und freiwil l iges Engagement - Wirkl ichkeit und Zukunftsperspektiven“. Eine Umfrage mit 20.000 Be-
fragten in 2009 ergab, dass Frauen mit 2 Kindern extrem hohe Beteil igungen im Ehrenamt haben,

die aber zeitl ich begrenzt sind - wegen der mangelnden Freizeit. Es wurde erfragt, in welchem Aus-
maß sich die Bevölkerung ehrenamtl ich betei l ige. Hierbei wurde festgestel lt, dass meist durch das

Nadelöhr der persönlichen Ansprache und der persönlichen Bindung der erste Kontakt erfolge. 71 %

der deutschen Bevölkerung war in 2009 ehrenamtl ich tätig. 36 % der Deutschen haben ein Amt inne.

Rahmenbedingungen für ehrenamtl iche Tätigkeiten sind insbesondere freie Zeit und das Verbleiben

einer längeren Zeit an einem Wohnort/Arbeitsplatz (ca. 1 0 Jahre). Unterschiede gibt es je nach Be-
rufsstatus (Angestel lte, Arbeiter, Beamte oder Selbständige) und nach Art der Ausbildung (ob hierar-
chisch oder qualitativ, ob Haupt- oder Realschüler, betriebl iche Lehre, Beruf, Fachschule,

Gymnasium oder Student). Auffal lend ist auch, dass zwar 51% der Studenten, aber nur 30 % der

Studentinnen ein Ehrenamt haben. Die Themen und Felder des Engagements sind sehr vielfältig,

wie auch die Gründe für ein solches:

* Mitgestaltung der Gesellschaft im Kleinen,

* Erwerb von Qualifikationen,

* Verbesserung der berufl iches Fortkommensmöglichkeiten,

* Ansehen und Einfluss im Lebensumfeld oder

* einfach nur das Zusammenkommen mit anderen Menschen.

Dr. Sabine Blaschke - Assistenzprofessorin an der Uni Wien - hielt einen Vortrag zum Thema „Frau-
en im gewerkschaftl ichen Ehrenamt - eine Bestandsaufnahme und Perspektiven“. Die Gründe für

die Unterrepräsentanz der Frauen sieht Dr. Blaschke

* in dem Problem von Vereinbarkeit von Famil ie, Beruf und Ehrenamt,

* der Alterslücke in der Famil ienphase,
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* der Scheu vor Verantwortung, verbunden mit dem Zweifel an der Fähigkeit und dem sorgfäl-

tigen Abwägen vor der Entscheidung,

* dem primären Interesse an der Arbeit,

* dem Widerstand der Männer und

* generel l geringerer Ambitionen der Frauen am Aufstieg.

Wesentl iche Maßnahmen für eine positive Entwicklung könnten daher sein:

* gezielte persönliche Ansprache,

* speziel le Mentoring-Programme für Frauen,

* Interventionen bei Entscheidungsträgern,

* Frauenförderplan und Quotenregelungen,

* Änderungen in den Organisationsstrukturen.

In der anschließenden Podiumsdiskussion mit dem Thema „Ehrenamt – die Kraft im Hintergrund“

wurde auch klar gefordert, die Politik nicht aus der Verantwortung zu entlassen. Es könne nicht sein,

dass allein aus Spargründen alles Mögliche (und Unmögliche) in Ehrenämter ausgelagert werde!
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In der Zeit vom 1 . bis 3. April 2011 trafen sich Vertreter/innen aus allen Bundesländern
mit der Bundesjugendleitung zu ihrer diesjährigen Frühjahrs-Tagung in der sächsischen
Landeshauptstadt. Bei schönem Aprilwetter und einem wunderbaren Blick über „Elbflo-
renz“ eröffnete der Bundesjugendvorsitzende Torsten Schlick die Sitzung, an der für die
DSTG-Jugend Berlin deren Vorsitzender Oliver Thiess sowie seine Stellvertreter Chri-
stoph Opitz und Martin Kusber teilnahmen.

DDSSTTGG--JJUUGGEENNDD TTAAGGTTEE IINN DDRREESSDDEENN

Traditionel l steht ein Gesprächspartner aus der Verwaltung
des gastgebenden Landes allen Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern des Bundesjugendausschusses Rede und Antwort.
Für das sächsische Landesamt für Steuern und Finanzen
(LSF) nahm dessen Präsident Thomas Popp diese Aufgabe
wahr. Neben - für den Freistaat Sachsen - sehr unerfreul i-
chen Themen, wie beispielsweise Zusammenlegung und
Schließung von Finanzämtern und deren Folgewirkung auf
die Beschäftigten, konnte er auch erfreul iche Punkte mittei-
len. Hierzu zählt u. a. im Vergleich zu Berl in die sehr positive
Übernahmesituation für die Anwärter/innen. Die sächsische
Finanzbehörde bestimmt eine Abschlussnote, die für die
Übernahme in das Beamtenverhältnis genügt. Im Mittel der
letzten Jahre handelt es sich um eine Abschlussnote von 7,5
Punkten. Zieht man hiervon einen ganzen Notenpunkt ab, si-
chert dies zumindest ein auf ein Jahr befristetes Angestel lten-
verhältnis mit Aussicht auf Übernahme in das

Beamtenverhältnis auf Probe. Dies weicht gravierend von der Berl iner Übernahmepraxis ab, da
hier leider viele Anwärter an der psychologisch wichtigen 8-Punkte-Grenze scheitern. Auch das
Land Berl in sol lte sich endlich von dem Dogma lösen und Anwärter/innen mit der Laufbahnnote
„ausreichend“ übernehmen.
Zahlreiche Bundesländer, unter ihnen Bayern, Hamburg und Sachsen, gehen nicht nur in der
Besoldungshöhe und im Dienstrecht voran, nein sie stel len sogar noch attraktive Arbeitsplätze
zur Verfügung; auch für diverse ehemalige Berl iner Anwärter/innen, die in den o. g. Bundeslän-
dern eine neue Heimat und Arbeitsstel le gefunden haben.
Mit großer Spannung wurden die ersten Berichte der Bundesländer verfolgt, die an Ihren Ein-
richtungen Bundesfinanzanwärter/innen für das Bundeszentralamt für Steuern ausbilden. Ein
abschließendes Fazit war noch nicht möglich, da die Erfahrungen eher durchwachsen sind. Wir
hoffen, dass sich dies noch zum Positiven ändern wird!
Ein gern gesehener Gast war der stel lvertretende Bundesvorsitzende Thomas Eigenthaler. Er
bedankte sich für die gute Jugendarbeit der DSTG, mahnte aber gleichwohl, dass man nicht lo-
cker lassen dürfe bei den Themen der Einstel lung und Übernahme. Die Gefahr der Vergreisung
drohe. Deshalb müsse das Bemühen der Verwaltungen um die besten Köpfe vertieft werden.
Nur so könne der öffentl iche Dienst weiterhin leistungsfähig bleiben und im Wettbewerb mit der
privaten Wirtschaft mithalten.
Ein weiterer wichtiger Punkt des Bundesjugendausschusses war die Nachwahl von Karin Woll
(Bezirksverband Düsseldorf) in die Bundesjugendleitung sowie die personelle Aufstockung des
Arbeitskreises Ausbildung. Dieser wird nun u. a. von unserem stel lvertretenden Landesjugend-
vorsitzenden Christoph Opitz verstärkt.
Wir wünschen allen Neugewählten viel Erfolg und Spaß bei Ihren neuen Ämtern und Aufgaben.




